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Änderungsantrag zu A01: Kapitel 8.1
Antragstellende Personen: Joshy Marroquin, Nathalie Flemming, Mikko Reitz,Julian Klauder, Simon Kaiser, Mikko Reitz, Aron Seifert, Jamil Kellou, Michael Weber,Aaron Finger
Die Kreisversammlung des Kreis Verbands Region Hannover der Partei „Die Linke“ mögefolgende Änderung (Ergänzungen sind mit Geld hinterlegt und Streichungen sinddurchgestrichen) zum Antrag A01, dem Kommunalwahlprogramm, beschließen:
8.1 Frieden braucht soziale Sicherheit1
Zur solidarischen Kommune gehört auch eine klare Friedenspolitik. Frieden bedeutet soziale
Sicherheit, demokratische Mitbestimmung und ein Leben ohne Angst. Aufrüstung verschärft
Konflikte und bindet Gelder, die für soziale Aufgaben dringend benötigt werden. Militarisierung
oder Wehrpflicht lösen keine gesellschaftlichen Probleme, sie verschieben nur die Priorität, weg
von Bildung, sozialer Infrastruktur und demokratischer Teilhabe.

Unsere Forderungen:

• Keine Werbung Werbung oder Veranstaltungen jedweder Art der Bundeswehr
oder Polizei an Schulen oder in öffentlichen Einrichtungen.
• Förderung von Veranstaltungen mit Kriegsgegner*innen an Schulen und anderen
Bildungseinrichtungen.
• Ausschluss von Kooperationen mit Rüstungsunternehmen, aktive Opposition zur
Waffenproduktion jeder Art in Hannover: Wo wir leben, werden keine Waffen produziert!
Ausschluss von Kooperationen mit Rüstungsunternehmen sowie konsequente
Beendigung aller wirtschaftlichen Verflechtungen mit Akteur*innen, die an
Waffenproduktion, militärischer Infrastruktur oder Kriegsgeschäften beteiligt sind.
Öffentliche Mittel und kommunale Infrastruktur dürfen nicht zur Unterstützung globaler
Kriegsökonomien beitragen.

 Förderung von Städtepartnerschaften mit Friedens- und Solidaritätsinitiativen.
 Friedensfeste, Bildungsprojekte und kommunale Initiativen für Gewaltfreiheit,

Antimilitarismus und zivile Konfliktlösung.
 Erinnerungskultur: Das Gedenken an die Opfer des Faschismus und politische

Bildung stärken.
 Aufarbeitung der kolonialen Geschichte und Benennung ihrer Kontinuität in der

Gegenwart.
 Keine Nutzung kommunaler Infrastruktur für militärische Veranstaltungen,

Rüstungsmessen oder Werbung für bewaffnete Konflikte.



 Konsequente Ausrichtung kommunalen Handelns an den universellen
Menschenrechten und dem Völkerrecht. Niemand in der Region Hannover darf
wirtschaftlich von Kriegen, Besatzung oder schweren
Menschenrechtsverletzungen profitieren. Unternehmen und Institutionen, die
daran beteiligt sind, müssen von öffentlicher Förderung und Kooperation
ausgeschlossen werden.

Wir stehen solidarisch an der Seite der Schüler*innen in der Region Hannover, die sich gegen
Wehrpflicht und Militarisierung engagieren und verurteilen Veranstaltungen, die Aufrüstung
bewerben, wie die DSEI Rüstungsmesse, die 2027 in Hannover geplant ist.
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